
 
Vereinssatzung  

§ 1 Name und Sitz  

(1)  Der Verein trägt den Namen Lister Nachbarschaft e.V.  
(2)  Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Hannover eingetragen.              
(3)  Der Verein hat seinen Sitz in Hannover.                                                                   
(4)  Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.  

§ 2 Zweck des Vereins  

(1)   Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

Der Satzungszweck ist 

• die Förderung des Natur- und Umweltschutzes, insbesondere des Klimaschutzes; 
• die Förderung der Bildung für nachhaltige Entwicklung von Kindern, Jugendlichen, 

Erwachsenen und Familien. 

(2) Der Satzungszweck wird insbesondere selbst verwirklicht durch 

a) durch die Durchführung von  
a. pädagogischen Projekten im Bereich Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE, orientiert 

am Bildungskonzept der UN);  
b. Maßnahmen zum Naturschutz, wie z.B. das Erhalten, Schaffen oder Verbessern von 

Lebensgrundlagen und Lebensräumen im Stadtraum für eine artenreiche Tier und 
Pflanzenwelt und damit verbunden die Durchführung von dafür geeigneten Maßnahmen 
wie z.B. Artenschutzmaßnahmen für die gefährdeten Tier und Pflanzenarten, wie z.B. das 
Anlegen von Wildpflanzen, das Aufstellen von Vogelnistkästen, Insektenhotels, 
Wasserstellen für Vögel, Frösche und Insekten usw.; 

b) die Durchführung eigener Projekte und Veranstaltungen, welche die Verbreitung und 
alltagspraktische Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse des Natur- und Umweltschutzes in 
Bildungsveranstaltungen fördern. Diese können sein: öffentliche Filmvorführungen, Vorträge, 
Seminare, Workshops und andere Veranstaltungen mit Breitenwirkung;  

c) den Betrieb und begleitende, organisatorische Maßnahmen außerschulischer Bildungsstätten 
(Urban-Gardening-Gemeinschaftsgärten, Repair-Treff, etc.); 

d) den Betrieb und begleitende organisatorische Maßnahmen lokaler Begegnungsstätten für 
ehrenamtliche Arbeit (Nachbarschaftstreffs, HUBs, Labs, etc.) zur Umsetzung der Satzungszwecke; 

e) die lokale Erarbeitung, Entwicklung und Realisierung von alltagspraktischen Strategien für den 
Umweltschutz vor Ort, z.B. zur Verminderung des Schadstoffausstoßes und zur Senkung des 
Energie- und Ressourcenverbrauchs im Rahmen der städtischen Klimaschutzziele und der 
Nachhaltigkeitsziele (Agenda 21, SDGs); 

f) die Bereitstellung von Bildungs-Personal zur Anleitung und Begleitung gemeinschaftlicher  
Übungs-, Lern- und Studiengruppen innerhalb des Vereins; 

g) die Entwicklung und Durchführung von Bildungsprogrammen für ökologisches, soziokulturelles 
und interkulturelles Lernen, die Kinder, Jugendliche, Erwachsene und Familien einbeziehen 

h) die Förderung der Ehrenamtsarbeit; 
i) die Unterstützung und Einbeziehung benachteiligter/bildungsferner Menschen, sowie 

Ermöglichung deren Teilhabe; 
j) die Zusammenarbeit mit Körperschaften des öffentlichen Rechts zur Realisierung von Projekten; 
k) Kooperationen und die Unterstützung von Projekten Dritter im Rahmen des §58AO, sofern sie die 

Bedingungen des Satzungszweckes erfüllen; 
l) die Erstellung und Verbreitung von Informationsmaterial: Öffentlichkeits- und Informationsarbeit 

auch mittels Publikationen und Internetauftritten;  
m) die Förderung der Entwicklung und Bildung von Arbeits- und Projektgemeinschaften innerhalb des 

Vereins. 
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(3) Die zur Erreichung seines Zweckes nötigen Mittel erwirbt der Verein durch Mitgliedsbeiträge,   
erwirtschaftete Gewinne aus Bildungsangeboten, Veranstaltungen und Projekten, Spenden und 
Zuschüssen Dritter. 

§ 3 Selbstlosigkeit    

(1)  Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Mittel des 
Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.                                                                                                             
(2)  Der Verein ist politisch und konfessionell unabhängig.  

§ 4 Mitgliedschaft  

(1)  Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden, die bereit ist, Ziele und 
Satzungszwecke nachhaltig zu fördern. Dem schriftlichen Aufnahmeantrag kann der Vorstand innerhalb eines 
Monats widersprechen. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Mit der Aufnahme erkennt das Mitglied die 
Satzung an.  

(2)  Die Vorstandsmitglieder sind Mitglieder von Amts wegen.                                               

(3)  Die Mitgliedschaft endet mit dem Austritt, Ausschluss aus dem Verein, Tod des Mitglieds oder Verlust der 
Rechtsfähigkeit.                                                                                                     

(4)  Der freiwillige Austritt muss schriftlich dem Vorstand gegenüber erklärt werden. Dies ist jederzeit möglich 
und wird bei Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres wirksam.      

(5)  Der Ausschluss aus dem Verein ist mit sofortiger Wirkung dann möglich, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Als wichtiger Grund gilt der grobe Verstoß gegen die Satzung, insbesondere den Vereinszweck.                                                  

(6)  Über einen Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Vorstandsmitglieder, nachdem dem betroffenen Mitglied die Möglichkeit zur Stellungnahme gewährt worden 
ist. Eine Stellungnahme hat innerhalb von zwei Wochen nach Mitteilung über den beabsichtigten 
Vereinsausschluss zu erfolgen.                                                                  

(7)  Bei Beendigung der Mitgliedschaft besteht kein Anspruch auf einen Teil am Vereinsvermögen oder einer 
Beitragsrückerstattung.  

§ 5 Beiträge  

(1)  Die Mitglieder von Amts wegen sind von der Beitragspflicht befreit.                              

(2)  Die Mitgliedsbeiträge werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt und in einer Beitragsordnung 
beschlossen.  

§ 6 Rechte der Mitglieder  

(1)  Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen wurde. Sie fasst mit 
der einfachen Mehrheit der anwesenden Mitglieder Beschlüsse. 

(2)  Entsprechend § 40 BGB wird zusätzlich folgende von § 32 BGB abweichende Regelung getroffen: Der 
Vorstand  kann zur Durchführung der Vereins-Versammlungen und -Sitzungen auch elektronische 
Kommunikationsmittel nutzen. Die Durchführung virtueller Mitgliederversammlungen, zu denen sich Vorstand 
und Mitglieder zusammenschalten können, ist so ebenfalls möglich. Die Anwesenheit am Versammlungsort ist 
damit nicht erforderlich, um an dem Meinungsbildungsprozess einer Mitgliederversammlung teilzunehmen, 
entsprechende Mitgliedsrechte auszuüben und Beschlüsse zu fassen. Es ist auch möglich, dass ein Teil der 
Mitglieder oder Vorstandsmitglieder an einem bestimmten Ort zusammenkommt und andere Mitglieder sich 
per elektronischer Kommunikation zuschalten. Mitgliedern ist es außerdem möglich, ihre Stimmen schriftlich 
vor Beginn der Mitgliederversammlung abzugeben.  
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Beschlussfassung im Umlaufverfahren: Abweichend von § 32 Absatz 2 BGB wird nicht mehr für alle Beschlüsse 
die Zustimmung aller Mitglieder gefordert. Im Umlaufverfahren können Beschlüsse mit der erforderlichen 
Mehrheit nach dem Gesetz oder der Satzung getroffen werden. Allerdings nur dann, wenn alle Mitglieder 
beteiligt wurden und bis zu dem vom Verein festgesetzten Termin mindestens die Hälfte der Vereinsmitglieder 
im Umlaufverfahren ihre Stimme abgegeben haben. Die durch Gesetz oder Satzung vorgegebene 
Mehrheitserfordernisse bestehen auch hier. 
Die Stimmabgabe durch die Mitglieder muss nicht schriftlich im Sinne des § 126 BGB erfolgen, sondern ist auch 
in Textform nach § 126b BGB möglich. Damit ist auch eine Stimmabgabe durch  
E-Mail an den Vereinsvorstand (vorstand@lister-nachbarschaft.de) möglich.  
Durch diese Möglichkeiten bleibt die Mitgliederversammlung als oberstes Organ des Vereins handlungsfähig, 
auch wenn die Satzung von „den anwesenden Mitgliedern“ oder den „erschienenen Mitgliedern“ spricht.              

(3) Satzungsänderungen, eine Änderung des Vereinszwecks sowie eine Auflösung des Vereins bedürfen einer 
2/3 Mehrheit der anwesenden Mitglieder und müssen bei der schriftlichen Einladung als Tagesordnungspunkt 
aufgeführt und als Antrag mit der Einladung versandt werden.                                                                                                                                                                

(4) Alle Mitglieder haben das Recht, dem Vorstand und zur Mitgliederversammlung Anträge zu unterbreiten. 
Anträge zu Satzungsänderungen müssen dem Vorstand sechs Wochen vor der Mitgliederversammlung 
eingereicht werden.                                                                                       

(5) Die Aufgaben der Mitgliederversammlung sind: a) Bestimmung der Anzahl, Wahl, Abberufung und 
Entlastung des Vorstands b) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands und Beschlussfassung über den 
Vereinshaushalt c) Satzungsänderungen, Änderungen des Vereinszwecks und Auflösung des Vereins. 

(6) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das von 
Versammlungsleiter*in und Protokollführer*in zu unterzeichnen ist.  

§ 7 Vorstand  

(1) Der Vorstand im Sinne des §26 BGB setzt sich aus vier Mitgliedern zusammen: dem/der Vorsitzenden, 
dem/der stellvertretenden Vorsitzenden, dem/der Schatzmeister*in, dem/der Schriftführer*in.           

(2) Vorstandsmitglieder können nur natürliche, volljährige Personen sein.                                 

(3) Es gilt das Vieraugenprinzip. Jeweils zwei Vorstandsmitglieder, dabei mindestens der 1. oder der 2. 
Vorsitzende sind gemeinsam zur gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung des Vereins berechtigt.  

(4) Die Mitgliederversammlung beschließt, ob weitere, nicht vertretungsberechtigte Vorstandmitglieder , die 
Beisitzer, gewählt werden. Es sind maximal 3 Beisitzer zulässig.                         

(5) Der Vorstand wird für die Dauer von 2 Jahren gewählt. Der Vorstand bleibt bis zur Wahl eines neuen 
Vorstands im Amt.  

§7a Aufgaben des Vorstands 

(1) Der Vorstand ist für alle Vereinsangelegenheiten zuständig, die nicht durch Satzung ausdrücklich der 
Mitgliederversammlung zugewiesen sind.                                                                               

(2) Vorstandssitzungen werden von einem Mitglied des Vorstands einberufen, so oft die Geschäftslage dies 
erforderlich macht, mindestens aber einmal im Geschäftsjahr.  

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Vorstandsmitglieder anwesend sind, dabei 
mindestens der 1. oder der 2. Vorsitzende. Zur Gültigkeit des Beschlusses ist erforderlich, dass der Gegenstand 
bei der Berufung bezeichnet wird. Bei der Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Hierüber werden schriftliche Protokolle angefertigt. Bei Stimmengleichheit gilt ein 
Antrag als abgelehnt. Die Beschlussfassung ist auch durch schriftliche, telegrafische, fernmündliche Umfrage 
bzw. durch Fax- oder Email-Schreiben zulässig. 
(3a) Ist die persönliche Zusammenkunft durch Verordnungen oder Gesetze eingeschränkt oder nicht möglich, 
ist die Durchführung einer Vorstandssitzung auch per Video- oder Telefonkonferenz zulässig. 

(4) Vorstandsmitglieder sind an die Mehrheitsbeschlüsse des Vorstands gebunden.    
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(5) Der Vorstand ist berechtigt, eine/n Geschäftsführer*in mit der Erledigung der laufenden Vereinsgeschäfte 
zu betrauen. Projektleiter*innen dürfen für ihre Tätigkeit eine angemessene Vergütung erhalten.   

(6) Der Vorstand lädt schriftlich (dies kann auch per Email erfolgen) zwei Wochen im Voraus mindestens einmal 
im Jahr zur Mitgliederversammlung ein. Dabei ist die vom Vorstand festgesetzte Tagesordnung mitzuteilen. 
Fristwahrend ist auch die termingerechte Veröffentlichung von Einladung und Tagesordnung auf der Webseite 
des Vereins. 

(7) Stehen der Eintragung im Vereinsregister oder der Anerkennung der Gemeinnützigkeit durch das zuständige 
Finanzamt bestimmte Satzungsinhalte entgegen, ist der Vorstand berechtigt, entsprechende Änderungen 
eigenständig durchzuführen. Solche Satzungsänderungen bedürfen der nachträglichen Genehmigung durch 
Abstimmung in der folgenden Mitgliederversammlung. 
 
§ 8 Revision  

(1) Die Mitgliederversammlung wählt zwei Revisor*innen, der/die nicht Mitglied des Vorstand sind.   

(2) Zur Durchführung der Prüfung ist der/die Kassenwart*in verpflichtet, einen Monat vor der 
Mitgliederversammlung sämtliche Konten mit Belegen abzuschließen, prüfungsfähig zusammenzustellen sowie 
die Revisor*innen zur Prüfungsvornahme zu benachrichtigen. Über die Prüfung der Buch- und Kassenführung 
haben die Revisoren der Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten. Das Prüfungsrecht erstreckt sich auf die 
buchhalterische Richtigkeit sowie die Zweckmäßigkeit der Geschäfts-Vorgänge.                                                                                                    

(3) Die Revisor*innen werden für einen Zeitraum von 2 Jahren gewählt. Sie können nur einmal wiedergewählt 
werden.  

(4) Den Revisoren obliegt der Vorschlag zur Entlastung des Vorstandes. 

§ 9 Datenschutz, Persönlichkeitsrechte  

(1) Der Verein erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten seiner Mitglieder unter Einsatz von 
Datenverarbeitungsanlagen (EDV) zur Erfüllung der gemäß dieser Satzung zulässigen Zwecke und Aufgaben, 
beispielsweise im Rahmen der Mitgliederverwaltung.                       

(2) Hierbei handelt es sich insbesondere um folgende Mitgliederdaten: Name, Anschrift, Bankverbindung, 
Telefonnummern (Festnetz und Funk) sowie E-Mail-Adresse, Geburtsdatum, Funktion(en) im Verein.                                                                                               

(3) Mitgliederlisten werden als Datei oder in gedruckter Form soweit an Vorstandsmitglieder und Mitglieder 
herausgegeben, wie deren Funktion oder besondere Aufgabenstellung im Verein die Kenntnisnahme erfordern. 
Macht ein Mitglied glaubhaft, dass es die Mitgliederliste zur Wahrnehmung seiner satzungsgemäßen Rechte 
(z.B. Minderheitenrechte) benötigt, wird ihm eine gedruckte Kopie der Liste gegen die schriftliche Versicherung 
ausgehändigt, dass Namen, Adressen und sonstige Daten nicht zu anderen Zwecken Verwendung finden.  

(4) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung stimmen die Mitglieder 
der Erhebung, Verarbeitung (Speicherung, Veränderung, Übermittlung) und Nutzung ihrer personenbezogenen 
Daten in dem vorgenannten Ausmaß und Umfang zu. Eine anderweitige, über die Erfüllung seiner 
satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hinausgehende Datenverwendung ist dem Verein nur erlaubt, sofern 
er aus gesetzlichen Gründen hierzu verpflichtet ist. Ein Datenverkauf ist nicht statthaft.                       

(5) Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes (insbesondere 
§§ 34, 35) das Recht auf Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten, deren Empfänger und den 
Zweck der Speicherung sowie auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung seiner Daten.  

§ 10 Auflösung des Vereins  

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 
Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft 
zwecks Verwendung für die Förderung des Klimaschutzes. 
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§ 11 Haftung 

Die Haftung des Vorstands in seiner Gesamtheit sowie aller Mitglieder bleibt auf das Vereinsvermögen 
beschränkt.  
 
§ 12 Sonderfälle 
Soweit die Satzung keine Regelungen getroffen hat, sind die Vorschriften der §§21 ff. des Bürgerlichen 
Gesetzbuches anzuwenden. 

 
Gründungssatzung 11.08.2009 
 
1. Änderung Lister Nachbarschaft e.V. am 21.09.2020 
2. Änderung  am 09.11.2021 
 
 
 
 
 


